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1. EINFÜHRUNG  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am …………………. den Aufstellungsbeschluss 

für den Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum" gefasst, um eine Nachnutzung der 

ehemaligen Neuapostolischen Kirche zu ermöglichen. Da es sich um eine Maßnahme der In-

nenentwicklung handelt, wird der Bebauungsplan im Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt.  

 

Dem Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum" der Stadt Hemmoor liegen das Bauge-

setzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie das Niedersächsische Kommunal-

verfassungsgesetz (NKomVG), in der zurzeit der Aufstellung des Bauleitplanes, jeweils gültigen Fas-

sung, zugrunde.  

 

                    ohne Maßstab 

 

Übersichtskarte mit Darstellung der Lage des Plangebietes  
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2. PLANUNGSRELEVANTE RAHMENBEDINGUNGEN  

 

2.1 Raumordnung 

 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) den Zielen der Raum-

ordnung anzupassen.  

 

Landesraumordnungsprogramm (LROP) 

Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2017/ 2022 sind für das Plangebiet keine 

Festlegungen in der zeichnerischen Darstellung getroffen worden.  

 

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP 2017) wird in Kap. 2.3 Ziffer 02 

Satz 2 folgendes Ziel formuliert:  

 

"Als Einzelhandelsgroßprojekte gelten auch mehrere selbständige, ggf. jeweils für sich nicht groß-

flächige Einzelhandelsbetriebe, die räumlich konzentriert angesiedelt sind oder angesiedelt wer-

den sollen und von denen in ihrer Gesamtbetrachtung raumbedeutsame Auswirkungen wie von 

einem Einzelhandelsgroßprojekt ausgehen oder ausgehen können (Agglomerationen).“   

 

Im Urbanen Gebiet (MU) sind Einzelhandelsbetriebe grundsätzlich nicht zulässig, wenn sie die 

Schwelle zur Großflächigkeit nach § 11 Abs. 3 BauNVO überschreiten. Insofern ist eine Ansiedlung 

großflächiger Einzelhandelsbetriebe mit entsprechenden raumbedeutsamen Auswirkungen im 

Plangebiet nicht möglich.  

 

Darüber hinaus liegt das Plangebiet laut dem Einzelhandelskonzept der Samtgemeinde Hem-

moor 2018 innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches der Stadt Hemmoor, sodass die An-

siedlung von Einzelhandel mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten im Plange-

biet grundsätzlich zulässig ist. Der Standort ist aufgrund der Lage im Stadtzentrum städtebaulich 

integriert und mit dem ÖPNV sowie fußläufig erreichbar. Da innerhalb des MU-Gebietes aufgrund 

der verfügbaren Grundstücksfläche und der festgesetzten überbaubaren Fläche kein großflächi-

ger Einzelhandel entstehen kann und eine unmittelbare funktionale Verbindung mit anderen Ein-

zelhandelsstandorten nicht besteht, ist eine Agglomeration von Einzelhandel nicht zu erwarten. 

 

Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 

Die Stadt Hemmoor ist im Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises 

Cuxhaven (RROP) als Mittelzentrum festgelegt worden. Ferner sind der Stadt Hemmoor die Schwer-

punktaufgaben "Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten" sowie "Sicherung und Entwicklung 

von Arbeitsstätten" zugewiesen worden. Im Rahmen dieser Schwerpunktaufgaben muss die Stadt 

Hemmoor zum einen für ein bedarfsorientiertes, über die Nachfrage hinausgehendes Angebot an 

Wohnungen und Bauland sorgen. Zum anderen ist für die Sicherung und Entwicklung von Arbeits-

stätten ein umfangreiches, möglichst vielfältiges Angebot an Arbeitsstätten vorzuhalten, d. h. es 

soll ein Arbeitsplatzangebot vorhanden sein, das überörtliche Ausstrahlung entfaltet, um damit 

Impulse für eine Belebung des Arbeitsmarktes zu geben. 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des im RROP dargestellten zentralen Siedlungsgebietes der Stadt 

Hemmoor. Darüber hinaus sind keine weiteren zeichnerischen oder textlichen Darstellungen im 

RROP enthalten. Die südlich verlaufende Bundesstraße B 495 ist als Vorranggebiet „Überregionale 

Hauptverkehrsstraße“ ausgewiesen.  
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Mit der angestrebten Entwicklung eines Urbanes Gebietes (MU) und der Nutzungsdurchmischung 

von Wohnen und Gewerbe sowie der Inanspruchnahme innerstädtischer Flächenpotenziale für 

die bauliche Entwicklung erfüllt die Stadt die ihr zugewiesenen Schwerpunktaufgaben. Eine Be-

einträchtigung der B 495 durch die Planung ist nicht zu erwarten, da das Plangebiet bereits be-

baut ist und keine direkte Erschließung über die Bundesstraße erfolgt. Die Planung ist daher mit 

den Zielen der Raumordnung vereinbar. 

 

 

Länderübergreifender Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz 

Der Länderübergreifende Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz vom 19.08.2021 (BGBl. I S. 

3712) hat zum Ziel, das Hochwasserrisiko in Deutschland zu minimieren und dadurch Schadens-

potenziale zu begrenzen, indem eine effektive raumplanerische Hochwasservorsorge zur Anwen-

dung kommt. Dabei sind folgende Prüfvorgaben in der vorliegenden Planung zu berücksichtigen:   

 

Hochwasserrisikomanagement 

I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwick-

lung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 

Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses 

und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. 

Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raum-

nutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwasserrisiken einzubeziehen. 

 

Klimawandel und -anpassung 

I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdi-

sche Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung nach 

Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen. 

Ausschnitt aus RROP 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven 

Plangebiet 
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Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

Laut dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven liegt der 

Bereich des Plangebietes nicht in einem Vorranggebiet für den Hochwasserschutz. Das Plangebiet 

befindet sich laut den Umweltkarten (Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz, 

2026) sowie dem Geoportal des Landkreises Cuxhaven (2026) nicht in einem per Verordnung fest-

gesetzten Überschwemmungsgebiet nach §§ 76 und 78 WHG bzw. §§ 115 und 116 NWG oder in 

einem nach § 78 Abs. 2 WHG vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. In räumlicher Nähe 

des Plangebietes existiert kein Risikogewässer gemäß Hochwasserrisikomanagement-Richtline 

(HWRM-RL). Die als Risikogewässer eingestufte Oste verläuft ca. 1,60 km nordöstlich des Plangebie-

tes. Das Plangebiet befindet sich nicht in einem durch die HWRM-RL festgestellten Küstengebiet, 

sodass eine potenzielle Gefährdung durch eindringendes Hochwasser nicht zu erwarten ist. Ge-

mäß der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) 2. Zyklus 2016 - 2021 wird das Plan-

gebiet keinem Gebiet zugeordnet, in dem signifikante Schäden durch Hochwasser auftreten wer-

den (Umweltkarten Niedersachsen 2026). Die Fläche des Plangebietes ist nicht als potenziell nutz-

bare Rückhaltefläche für den Hochwasserschutz ausgewiesen (Umweltkarten Niedersachsen 2026). 

Insofern sind im Rahmen der Planung keine Maßnahmen für den Hochwasserschutz oder das 

Hochwassermanagement erforderlich.  

 

Laut dem Kartendienst „Vulnerabilität – Gefahren durch Starkregen und Überschwemmungen“ des 

Landkreises Cuxhaven (Geoportal 2026) sowie der Starkregengefahrenkarte (Bundesamt für Geo-

däsie 2026) ist lediglich im Norden und Süden des Plangebietes bei einem seltenen 100-jährigen 

Starkregenereignis bzw. einem Extremregenereignis (Blockregen) in sehr eng begrenzten Bereichen 

potenziell mit geringfügig erhöhten Wasserständen von 0,09 bis zu 0,30 m zu rechnen. Aufgrund 

der bestehenden Bebauung wird sich planungsbedingt das Risiko für Schäden durch Starkregen-

ereignisse nicht erhöhen wird.  

 

 

2.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“  

 

Für das Plangebiet ist der seit 1977 rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“ 

der Stadt Hemmoor maßgeblich.  

 

Der Bebauungsplan Nr. H 1 setzt im Plangebiet eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-

bestimmung „Kirche“ fest. Zulässig ist eine Bebauung mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,50. 

Aufgrund der im Jahr 1977 geltenden Baunutzungsverordnung (BauNVO ´77) werden die Neben-

anlagen nach § 14 BauNVO, Terrassen, Loggien, Balkone sowie im Bauwich zulässige bauliche 

Anlagen (z. B. Zufahrten) nicht auf die GRZ angerechnet, sodass die zulässige GRZ bis zur Vollver-

siegelung überschritten werden darf. Darüber hinaus stellt, die Gemeinbedarfsfläche keine Bau-

gebietskategorie nach § 1 BauNVO dar, für die Obergrenzen für die bebaubare Fläche gelten. 

Eine Gebäudehöhe und eine Zahl der Vollgeschossen sind im Bebauungsplan Nr. H 1 nicht fest-

gesetzt worden. Die Baugrenzen halten zur nordwestlichen, nordöstlichen und zur westlichen 

Grundstücksgrenze einen Abstand von 5,00 m ein. Im südlichen Teil des Plangebietes ist im Bereich 

der Bundesstraße 495 ein freizuhaltendes Sichtdreieck dargestellt.      
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Auszug aus dem B-Plan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“, Stadt Hemmoor mit Abgrenzung des Plangebietes (rot) 

 

 

 

2.3 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel  

 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Flächenver-

brauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: Nach § 1a 

Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden (Bodenschutz-

klausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwe-

cke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Umwidmungs-

sperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungs-

sperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich 

bei beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 8.08 vom 12.08.2008) 

kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber in der Abwägung zu berück-

sichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB genannten Belange der 

besonderen Rechtfertigung bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenver-

brauches damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. Darüber hinaus ent-

hält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung auf Freiflächen, sondern 

verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu 

begründen. Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung betrachtet werden.  

 

Die Stadt Hemmoor hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 4.3 dargelegt und die 

städtebauliche Konzeption begründet. Mit der vorliegenden Bauleitplanung wird das im Innen-

bereich vorhandene Flächenpotenzial für die bauliche Entwicklung des Stadtzentrums genutzt 

und ein Gebäudeleerstand verhindert. Landwirtschaftliche Nutzflächen werden nicht in Anspruch 

genommen. Insofern wird die Innenentwicklung gefördert und dem Grundsatz zum schonenden 

Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen.  
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2.3 Voraussetzungen für die Durchführung des Verfahrens nach § 13 a BauGB  

 

Die Stadt Hemmoor initiiert mit der vorliegenden Bauleitplanung gemäß § 13 a BauGB Maßnah-

men der Innenentwicklung.   

 

Unter Berücksichtigung der künftigen Größe des Urbanen Gebietes (MU) von rd. 1.753 m² und der 

zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,60 wird die bebaubare Grundfläche im Plangebiet rd. 

1.052 m² umfassen und damit unter dem in § 13 a Abs. 1 BauGB genannten Schwellenwert von 

20.000 m² liegen. 

 

Durch den Bebauungsplan wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG oder Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 

Beeinträchtigungen der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und 

der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogel-

schutzgebiete) sind planungsbedingt nicht gegeben. 

 

Pflichten zur Vermeidung und Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz werden durch die Planung nicht berührt. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Voraussetzungen für die Durchführung des Verfahrens 

nach § 13 a BauGB im vorliegenden Fall erfüllt werden.  

 

 

3. VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG  

 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Hemmoor weist für das Plangebiet 

Fläche für den Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung „Kirche“ aus. Die Zentrumstraße und die Bun-

desstraße sind Hauptverkehrsstraßen dargestellt. Im Bereich der benachbarten Bauflächen finden 

sich gemischte Bauflächen (M).  

 

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flä-

chennutzungsplan der Samtge-

meinde Hemmoor  

(ohne Maßstab) 

 

 

 

Da der Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum" der Stadt Hemmoor im beschleunigten 

Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt wird, kann die Aufstellung des Bebauungsplanes vor 

einer Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt werden.  
 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor wird daher gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB im Wege der Berichtigung angepasst. Hierbei wird die Fläche für den Gemeinbedarf mit 

Zweckbestimmung "Kirche" in gemischte Baufläche (M) umgewandelt. Der Bebauungsplan 

Nr. H 107 ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelbar.  

 

Die Anpassung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hemmoor im Wege der Berichti-

gung nach § 13 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist im Anhang beigefügt.    
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4. STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

 

4.1 Räumlicher Geltungsbereich  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum“ der Stadt 

Hemmoor umfasst das Flurstück 127/76, Flur 3 der Gemarkung Warstade.  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. H 107 weist insgesamt eine Flächen-

größe von rund 0,178 ha auf.  

 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. H 107 wird der Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezent-

rum“ in diesem Teil unwirksam.  

 

 

4.2 Städtebauliche Gesamtsituation  

 

Das Plangebiet liegt im Stadtzentrum von Hemmoor, im Stadtteil Warstade, und zwar im Kreu-

zungsbereich der Zentrumstraße und der Bundesstraße B 495. Der Innenstadtbereich wird durch 

eine Mischung aus Bildungs- und Betreuungseinrichtungen (z. B. Kinderbetreuung, Schulstand-

orte), Einzelhandelsstandorten, Gewerbebetrieben (z. B. Kfz-Betrieb), Dienstleistungsunterneh-

men, medizinischen Einrichtungen (z. B. Apotheke, Arztpraxen) sowie dem Verwaltungsstandort 

geprägt. Hinzutreten Wohnnutzungen in Form von Ein- und Mehrfamilienhäusern sowie in Verbin-

dung mit Geschäftsbauten.   

 

Die Bebauungsstrukturen im Stadtzentrum weisen eine große Bandbreite an Baustilen, Baumate-

rialien und Farbgebungen auf, wobei im Bereich gewerblicher Nutzungen, Bildungseinrichtungen 

sowie bei Einzelhandelsstandorten die Gestaltung der im Wesentlichen auf die Funktion ausge-

richtet ist.  

 

Das Plangebiet selbst umfasst den Standort der ehemaligen Neuapostolischen Kirche. Das Kir-

chengebäude stellt sich als eingeschossiger Flachdachbau mit darüber hinausragendem Auf-

bau mit Satteldach dar. Insgesamt weist das Gebäude eine Höhe am First von etwa 10,00 m 

auf. Die Fassade besteht aus hellem Klinker und ist mit einer umlaufenden Attika an der Traufe 

und am Dach versehen. Des Weiteren sind im Südwesten und Süden des Grundstücks noch 

umfangreiche befestigte Stellplatz- und Außenflächen vorhanden. Hinzutreten Ziergrünareale (v. 

a. kleine Krüppelkiefern, Cotoneaster, Kirschlorbeer und weitere Ziersträucher) und Rasenflächen. 

Am nordwestlichen und nordöstlichen Rand des Plangebietes stehen überwiegend nicht stand-

ortgerechte Nadelbäume und Sträucher sowie nicht heimische Traubenkirschen. Hervorzuheben 

sind eine einzelne markante Eiche im Südosten des Plangebietes sowie eine Goldulme vor dem 

Kirchengebäude.   

 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt ausgehend von der Zentrumstraße über eine im Nord-

westen des Grundstücks vorhandene private Zufahrt. Eine direkte Anbindung an die Bundes-

straße B 495 ist nicht vorhanden.   

 

 

4.3 Ziel und Zweck der Planung  

 

Nach der Entwidmung des Kirchengebäudes stand dieses bereits seit einiger Zeit leer, da die im 

Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“ der Stadt Hemmoor getroffene Festsetzung einer Flä-

chen für den Gemeinbedarf nur eine kirchliche Nutzung zugelassen hat. Einer einfachen und zü-

gigen Nachnutzung z. B. für Wohnungen oder als Gewerbestandort standen ferner die Gebäude-

gestalt, der Grundriss und die verfügbaren Nutzflächen entgegen. Für die Unterbringung einer kirch-

lichen Einrichtung besteht überdies kein Bedarf mehr.   

 

Um einen längerfristigen Leerstand des Gebäudes im Stadtzentrum mit negativen Auswirkungen 

auf das Stadtbild zu vermeiden und das innerstädtische Flächenpotenzial für die Stadtentwicklung 
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zu nutzen, hat sich die Stadt Hemmoor daher dazu entschlossen, im Plangebiet anstatt der Ge-

meinbedarfsfläche ein Urbanes Gebiet (MU) festzusetzen.  

 

Charakter des Urbanen Gebietes ist insbesondere die vom Gesetzgeber gewollte Nutzungsmi-

schung, sodass Wohnen, Gewerbe, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandel und anderen 

Einrichtungen, die das Wohnen nicht wesentlich stören, nebeneinanderstehen und das städte-

bauliche Potenzial der Innenstadt im Wege einer effizienten Bebauung ausgeschöpft werden 

kann. Im Gegensatz zum Mischgebiet, in dem keine Dominanz von Wohnen oder Gewerbe 

erkennbar sein darf, bietet das "Urbane Gebiet" zudem deutlich mehr Flexibilität und vereint Ver-

dichtung und Stadtzentrumsentwicklung. 

  

Mit der Festsetzung des Urbanen Gebietes (MU) sollen im Plangebiet daher die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen für eine im Stadtzentrum typische Nutzung aus Wohnen und Gewerbe ge-

schaffen. Dabei soll mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowohl ein Umbau des ehema-

ligen Kirchengebäudes für eine Nutzung aus Wohnen und/ oder Gewerbe ermöglicht als auch der 

Neubau eines sich in das Stadtbild einfügenden Wohn- und Geschäftshaues an diesem Standort 

zugelassen werden. 

 

 

5. STÄDTEBAULICHE INHALTE  

 

5.1 Verkehrliche Erschließung  

 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt ausgehend von der Zentrumstraße über die 

im Nordwesten vorhandene private Zufahrt, die über die Festsetzung einer 4,00 m breiten, privaten 

Straßenverkehrsfläche gesichert wird.   

 

Eine weitere Zufahrt zur Zentrumstraße sowie eine direkte verkehrliche Anbindung des Plangebietes 

an die Bundesstraße B 495 sind nicht vorgesehen, um mit Blick auf die Lage im Einmündungsbe-

reich der Zentrumstraße in die B 495, den Fuß- und Radweg sowie die Lichtsignalanlagen das 

Entstehen von Gefahrensituationen zu vermeiden und den Verkehrsfluss nicht einzuschränken. In-

sofern ist entlang der westlichen und südlichen Grundstücksgrenze, mit Ausnahme der bestehen-

den Zufahrt, ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt worden. Eine fußläufige Verbindung 

vom Plangebiet zur Zentrumstraße ist jedoch möglich. 

 

Ferner ist analog zum rechtsverbindlichen Bebauungsplan auf der Südseite des Plangebietes an 

der B 495 eine von Bebauung freizuhaltende Fläche dargestellt worden, die die Funktion eines 

Sichtdreiecks hat. Im Bereich der von Bebauung freizuhaltenden Flächen sind zur Einhaltung einer 

hinreichenden Einsicht in die B 495 Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne von § 14 Abs. 1 und 

2 BauNVO unzulässig. Einfriedungen und Anpflanzungen dürfen eine Höhe von 0,80 m über der 

Geländeoberfläche nicht überschreiten. Ausgenommen sind einzelne Bäume. Damit wird die 

Festsetzung aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan übernommen.  

 

Nach den Muster-Richtlinien für die Feuerwehr - Fassung Februar 2007, zuletzt geändert 2012 - 

muss die lichte Breite der Zu- und Durchfahrten mindestens 3,00 m und die lichte Höhe mind. 3,50 

m betragen. Die Erreichbarkeit der im Plangebiet liegenden Flächen für die Feuerwehr ist somit 

über die öffentlichen Straßen und die private, 4,00 m breite Zufahrt sichergestellt. Auf den privaten 

Grundstücksflächen sind die notwendigen Feuerwehrzufahrten sowie die Bewegungsflächen für 

die Feuerwehr unter Beachtung der DIN 14090 - Flächen für die Feuerwehr - anzulegen. Die Flä-

chen sind ggf. mit Hinweisschildern "Feuerwehrzufahrt" nach DIN 4066 zu kennzeichnen, um die 

jederzeitige und uneingeschränkte Benutzung der Feuerwehrflächen zu gewährleisten.  

 

Bei der Realisierung von gewerblichen Nutzungen sind die nach NBauO notwendigen Stellplätze 

auf den privaten Grundstücksflächen vorzuhalten und nachzuweisen. Hierfür können die bereits 

vorhandenen Stellplatzflächen berücksichtigt werden. Die Vorgaben des Gesetzes zum Aufbau 

einer gebäudeintegrierten Lade- und Leistungsinfrastruktur für die Elektromobilität (GEIG) sind bei 

der Errichtung von Wohn- und Nichtwohngebäuden zu beachten. 
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Über die Zentrumstraße und die anschließende B 495 ist eine gute verkehrliche Anbindung des 

Plangebietes gegeben und eine zügige Ableitung des Ziel- und Quellverkehrs gewährleistet. Über 

die vorhandenen Fuß- und Radwege an der Zentrumstraße und der Bundesstraße sowie die Licht-

signalanlagen ist das Plangebiet auch für Fußgänger und Radfahrer gut zu erreichen.   

 

Die überregionale Erschließung ist über die B 495 und die anschließende B 73 sichergestellt. Über 

den Bahnhof, den Busverkehr der KVG, das Anrufsammeltaxi der Samtgemeinde Hemmoor und 

den Bürgerbus ist außerdem ein guter Anschluss an den ÖPNV gegeben. Die nächstgelegene 

Bushaltestellen befinden sich etwa 550 m vom Plangebiet entfernt am Bahnhof.  

 

 

5.2 Bauliche Nutzung, Bauweise und Baugrenzen  

 

Der Zielsetzung des Bebauungsplanes entsprechend werden die Bauflächen als Urbanes Gebiet 

(MU) gemäß § 6 a Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt.  

 

Die Festsetzung ermöglicht das angestrebte Miteinander von Wohnen und Arbeiten. Da Tankstellen 

und Vergnügungsstätten in der Regel mit erheblichem Zu- und Abfahrtsverkehr sowie mit Lärmbe-

lastungen verbunden sind, werden diese Nutzungen am Standort ausgeschlossen. 

 

Aufgrund der integrierten Lage im Stadtzentrum innerhalb sowie des im Einzelhandelskonzept der 

Samtgemeinde ausgewiesenen zentralen Versorgungsbereiches der Stadt Hemmoor wird ein-

schränkende Festsetzung für den Einzelhandel nicht getroffen. Dabei ist auch berücksichtigt wor-

den, dass innerhalb des MU-Gebietes aufgrund der Vorgaben der Baunutzungsverordnung, der 

verfügbaren Grundstücksfläche und der festgesetzten überbaubaren Fläche kein großflächiger 

Einzelhandel entstehen kann und eine unmittelbare funktionale Verbindung mit anderen Einzel-

handelsstandorten nicht besteht.  

 

Um sowohl für den Umbau und die Nachnutzung des vorhandenen Gebäudes für Wohnen und 

Gewerbe als auch für einen möglichen Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses einen hinrei-

chenden Gestaltungsspielraum vorzuhalten und zugleich auch künftig ein Einfügen in die Struktur 

des Stadtzentrums zu gewährleisten, werden für die Bauflächen des Urbanen Gebietes (MU) fol-

gende Maße baulicher Nutzung und Bauweisen festgesetzt:  

• offene Bauweise (o) 

• maximale Gebäudehöhe (GH) von 10,00 m  

• Zulässigkeit von 2 Vollgeschossen 

• Festsetzung einer maximal zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,60 

 

Die GRZ darf durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen (Garagen/ Carports, Neben-

anlagen nach § 14 BauNVO etc.) bis zur Kappungsgrenze von 0,80 überschritten werden, sodass 

die Bebaubarkeit des Grundstücks verbessert wird und die bei einer gewerblichen Nutzung erfor-

derlichen Stellplätze und Nebenanlagen untergebracht werden können. Da der rechtsverbindliche 

Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“ bereits eine vollständige Versiegelung für das Grund-

stück zulässt, ergibt sich somit keine über das bestehende Maß hinausgehende Bebauungsmög-

lichkeit.  

 

Die festgesetzte Gebäudehöhe von 10,00 m darf um bis zu 1,00 m überschritten werden, sodass 

notwendige untergeordnete baulichen Anlagen wie z. B. Masten, Schornsteine, Antennen, Auf-

zugsschächte, Solaranlagen errichtet werden können. 

 

Bezugspunkt für die Festsetzung der maximalen Höhe baulicher Anlagen ist die Höhenlage der 

Oberkante der zur Erschließung der Baugrundstücke dienenden öffentlichen Erschließungsstraße - 

gemessen mittig vor dem Grundstück. 

 

Die durch Baugrenzen bestimmte überbaubare Grundstücksfläche legt den Bereich fest, in dem 

bauliche Anlagen errichtet werden dürfen. Die überbaubaren Flächen sind so bestimmt worden, 
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dass einerseits das existierende Hauptgebäude Berücksichtigung findet und bauliche Erweiterun-

gen z. B. durch Anbauten möglich sind. Anderseits bieten die Baugrenzen nach einem Abriss der 

ehemaligen Kirche auch eine hinreichende Fläche für den Neubau eines Wohn- und Geschäfts-

hauses. Stellplätze, Grundstückszufahrten und -zuwegungen sowie Einfriedungen sind wie bisher 

auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Ferner ist bei der Festsetzung der Baugrenzen 

den Belangen des Immissionsschutzes (s. Kap. 6) Rechnung getragen worden. 

 

Um das Stadtbild zu gestalten und eine Beeinträchtigung des Straßenraumes durch massive Ein-

friedungen (z. B. Flechtzäune aus Kunststoff, Betonmauern, Holzpalisaden, Steingabionen) zu ver-

meiden, ist bestimmt worden, dass außerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flächen als Ein-

friedungen entlang der öffentlichen Straßenverkehrsflächen nur durchsichtige Zaunanlagen 

und/oder Hecken aus einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen (z. B. Hainbuche, Rotbu-

che, Weißdorn, Schlehe, Hasel) mit einer maximalen Höhe von 1,50 m neu errichtet werden. Ein-

friedungen aus Kunststoff, Stein-Gabionen und Palisaden.  

 

Einschränkungen hinsichtlich der baulichen Nutzung ergeben sich im Bereich des Sichtdreieckes 

an der B 495. Hier sind Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne von § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO 

unzulässig. Einfriedungen und Anpflanzungen dürfen eine Höhe von 0,80 m über der Gelände-

oberfläche nicht überschreiten. 

 

Bei einer künftigen Neuerrichtung von Wohn- und Geschäftsbauten sowie Gewerbebetrieben sind 

die Vorgaben der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sowie der hierzu geltenden Durchfüh-

rungsverordnung zur Barrierefreiheit zu beachten. Hier wird auf § 49 NBauO „Barrierefreie Zugäng-

lichkeit und Benutzbarkeit baulicher Anlagen“ verwiesen. Des Weiteren sollten Außenanlagen bar-

rierefrei gestaltet werden. Bei gewerblichen Nutzungen sind mit Blick auf die Barrierefreiheit die 

Richtlinien der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und der geltenden Technischen Regeln für Ar-

beitsstätten (ASR) zu berücksichtigen.  

 

Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht und umlaufende Leuchtbänder sind 

unzulässig, um negative Auswirkungen auf das Stadtbild sowie angrenzende Grundstücke und Nut-

zungen zu vermeiden. Werbeanlagen sind zudem so zu errichten und zu betreiben, dass eine 

Blendwirkung des Verkehrs ausgeschlossen wird. 

 

Aufgrund Gesetzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- 

und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG) ist bei der Neuerrichtung von 

Gebäuden ein Mindestwärmeschutz einzuhalten, ein sommerlicher Wärmeschutz vorzunehmen 

und der Wärme- und Energiebedarf zumindest anteilig durch die Nutzung erneuerbarer Energien 

(z. B. Solarenergie, Geothermie, Biomasse) zu decken. Insofern sind mit dem GEG für Bauherren 

und Gebäudeeigentümer bereits verpflichtende gesetzliche Regelungen zur Verwendung erneu-

erbarer Energie und zum Klimaschutz bei der Errichtung und dem Betrieb von Gebäuden gege-

ben. 

 

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass nach § 32 a NBauO bei der Errichtung eines Gebäudes 

mit einer Dachfläche von mindestens 50 m
2
 mindestens 50 Prozent der Dachfläche mit einer So-

larenergieanlage zur Stromerzeugung auszustatten ist. Wird ein bestehendes Gebäude durch eine 

Aufstockung, einen Anbau oder eine Erneuerung der Dachhaut bis zur wasserführenden Schicht 

geändert, so sind mindestens 50 Prozent dieser Dachfläche mit einer Solarenergieanlage zur 

Stromerzeugung auszustatten, wenn eine dabei die neu errichtete oder erneuerte Dachfläche 

mindestens 50 m
2
 beträgt.  

 

Bei Anlage eines offenen Parkplatzes oder eines offenes Parkdecks mit mehr als 25 Einstellplätzen 

für Kraftfahrzeuge, ist nach § 32 a Abs. 3 NBauO über der Einstellplatzfläche eine Solarenergiean-

lage zur Stromerzeugung zu installieren. Ausnahmen von den vorgenannten Pflichten regelt § 32a 

Abs. 4 NBauO.  
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5.3 Grünstrukturen 

 

Schotter- und Kiesgärten sind versiegelte Flächen. Da Niederschlagswasser nicht versickern kann, 

die Steine die Wärme speichern, an die Umgebung abgeben und somit gerade in den immer 

heißeren Sommern die Umgebungstemperatur unnötig erhöhen und die Flächen Tieren weder 

Lebensraum noch Nahrung bieten, werden Schotter- und Kiesgärten auf den Baugrundstücken als 

Vermeidungsvorkehrung für die Schutzgüter Klima/Luft, Boden und Wasser ausgeschlossen. 

 

Die im Südosten stehende markante, ortsbildprägende Eiche sowie eine gut sichtbare Ulme auf 

dem Grundstück werden als zu erhaltend festgesetzt. Die zu erhaltenden Bäume sind vor Beein-

trächtigungen jeglicher Art - insbesondere während der Bauarbeiten gem. DIN 18920 - zu schüt-

zen. Bäume sind bei Abgang durch heimische, standortgerechte Arten zu ersetzen. 

 

Auf eine Erhaltungsfestsetzung für weiterer Bäume ist verzichtet worden, da es sich überwiegend 

um nicht einheimische und nicht standortgerechte Nadelbäume oder um die invasive Trauben-

kirsche handelt.  

 

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass bei der Planung und Errichtung von Photovoltaikanla-

gen vorhandene oder zu erhaltende Gehölze zu berücksichtigen sind. Nicht als zulässige Pflege-

maßnahmen gemäß § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) gilt die Entnahme oder die Ein-

kürzung von Bäumen und Sträuchern mit dem Ziel, die Verschattung von Photovoltaikanlagen zu 

reduzieren.  

 

  

5.4 Städtebauliche Flächenbilanz 

 Flächengröße in m²*  

Urbanes Gebiet (MU) 1.753 

private Straßenverkehrsfläche  32 

  

Gesamt  1.785 

 Angaben gerundet auf Grundlage der Plankarte (M. 1: 1.000) zum Bebauungsplan  

 

 

6. BELANGE DES IMMISSIONSSCHUTZES 

 

Für die Planung ist eine Schalltechnische Untersuchung durch das Ingenieurbüro Tetens (05.2026) 

erstellt worden, um die auf das Plangebiet einwirkenden Schallimmissionen durch den angrenzen-

den Straßenverkehr der B 495 und der Zentrumstraße zu ermitteln und nach der DIN 18005, der 

16. BImSchV und der aktuellen Rechtsprechung zu beurteilen. Das Plangebiet wird als Urbanes 

Gebiet (MU) festgesetzt. 

 

Für die Beurteilung der Verkehrslärmimmissionen wurden Rasterlärmkarten berechnet und mit den 

Orientierungswerten aus dem Beiblatt 1 zur DIN 18005, den Grenzwerten der 16. BImSchV und der 

Schwelle zur Gesundheitsgefährdung verglichen. Die Berechnungen wurden exemplarisch für Im-

missionshöhen von 5 m über GOK jeweils für die Tageszeit und die Nachtzeit durchgeführt. 

 

Die Straßenverkehrszahlen wurden einer vorliegenden Verkehrsuntersuchung zum Neubau eines 

McDonald's-Restaurants in Hemmoor entnommen. Die dort enthaltenen Werte beziehen sich auf 

den Prognoseplanfall gemäß RLS-19. Gemäß Auskunft des Verkehrsplaners wurde das Verkehrs-

gutachten in einem anderen Verfahren kritisiert, da die zugrunde liegende Verkehrszählung wäh-

rend eines Busfahrerstreiks stattfand und keine 24-Stunden-Zählung durchgeführt wurde. Für das 

hiesige Projekt sind die Verkehrszahlen aus Sachverständigensicht dennoch ausreichend belastbar. 

Zum Abgleich wurden die Verkehrszahlen der B 495 aus der Verkehrsuntersuchung mit den Werten 

der aktuellen Straßenverkehrszählung der BASt aus dem Jahr 2021 verglichen. Die BASt-Werte lie-

gen insgesamt etwas niedriger, weisen dafür jedoch einen höheren Lkw-Anteil auf. In der Summe 

ergibt sich für die B 495 derselbe Emissionspegel. Selbst wenn in der Verkehrsuntersuchung streik-

bedingt einzelne Busfahrten nicht erfasst wurden, führt dies angesichts der insgesamt hohen Ver-
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kehrsbelastung auf der B 495 und der Zentrumstraße zu keiner relevanten Änderung der berech-

neten Beurteilungspegel am Plangebiet. 

 

Unter Berücksichtigung der im Gutachten dargestellten Emissionsansätze wurden Rasterlärmkarten 

für den Straßenverkehrslärm im Plangebiet berechnet. Die Rasterlärmkarten sind in Anlage 2 der 

Schalltechnischen Untersuchung dargestellt. 

 

Die Ergebnisse für die Tageszeit stellen sich wie folgt dar: 

Orientierungswert der DIN 18005: 60 dB(A) 

Grenzwert 16. BImSchV: 64 dB(A) 

Schwelle zur Gesundheitsgefährdung: 70 dB(A) 

 

Innerhalb der Baugrenzen des Plangebietes berechnen sich Beurteilungspegel zwischen 67 und 

62 dB(A) tags. Der Orientierungswert aus dem Beiblatt 1 der DIN 18005 wird damit an der südwest-

lichen Baugrenze um bis zu 7 dB überschritten. Der Grenzwert der 16. BImSchV wird an der süd-

westlichen Baugrenze um bis zu 3 dB überschritten. 

 

Die Ergebnisse für die Nachtzeit stellen sich wie folgt dar: 

Orientierungswert der DIN 18005: 50 dB(A) 

Grenzwert 16. BImSchV: 54 dB(A) 

Schwelle zur Gesundheitsgefährdung: 60 dB(A) 

 

Innerhalb der Baugrenzen des Plangebietes berechnen sich Beurteilungspegel zwischen 57 und 

53 dB(A) nachts. Der Orientierungswert aus dem Beiblatt 1 der DIN 18005 wird damit an der süd-

westlichen Baugrenze um bis zu 7 dB überschritten. Der Grenzwert der 16. BImSchV wird an der 

südwestlichen Baugrenze um bis zu 3 dB überschritten. 

 

Da die Berechnungen für den Straßenverkehrslärm ergaben, dass es durch den Straßenverkehr 

tags und nachts zu einer Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 bzw. der Grenzwerte 

der 16. BImSchV im Plangebiet kommt, sind Schallschutzmaßnahmen für das Plangebiet zu prüfen 

und ggf. im Bebauungsplan festzusetzen. 

 

Abwägung 

 

Aktive Schallschutzmaßnahmen 

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar im Kreuzungsbereich B 495 / Zentrumstraße / Otto-Pe-

schel-Straße und wird von mehreren Seiten durch Straßenverkehr belastet. Aufgrund dieser expo-

nierten Lage müssten Lärmschutzwände oder -wälle an mehreren Seiten des Plangebietes errich-

tet werden, um eine wirksame Pegelminderung zu erzielen. Da im Plangebiet eine mehrgeschos-

sige Bebauung vorgesehen ist, wäre zum Schutz der Obergeschosse eine Wandhöhe von mindes-

tens 5 bis 6 m über Fahrbahnoberkante erforderlich. Erst ab dieser Höhe wäre eine relevante Ab-

schirmwirkung auch für die oberen Geschosse gegeben. 

 

Die Errichtung derartiger Schallschutzwände erscheint unter anderem aus folgenden Gründen 

nicht realisierbar: 

− Es dürfte davon auszugehen sein, dass die Errichtung von Lärmschutzwänden im unmittelba-

ren Kreuzungsbereich einer Bundesstraße mit Einschränkungen hinsichtlich der straßenrechtli-

chen Genehmigungsfähigkeit verbunden wäre.  

− Das Plangebiet soll als Urbanes Gebiet (MU) ausgewiesen werden. Die Errichtung von mehrere 

Meter hohen Lärmschutzwänden entlang der Grundstücksgrenzen widerspricht dem städte-

baulichen Charakter eines urbanen Gebietes grundlegend. Urbane Gebiete sind gerade 

dadurch gekennzeichnet, dass Wohnen und gewerbliche Nutzungen in einer verdichteten, 

innerstädtischen Struktur nebeneinander bestehen. Abschottende Wandbauwerke im Kreu-

zungsbereich einer Ortsdurchfahrt sind mit diesem städtebaulichen Leitbild nicht vereinbar. 

− Ein Lärmschutzwall scheidet aufgrund des erheblichen Flächenbedarfs ebenfalls aus. Bei der 

erforderlichen Höhe von 5,00 bis 6,00 m und einer Regelböschungsneigung von 1:1,5 würde 
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der Wall eine Fußbreite von ca. 20 m beanspruchen. Der dafür erforderliche Flächenbedarf 

steht auf dem Plangrundstück nicht zur Verfügung. 

 

Aktive Schallschutzmaßnahmen auf dem Ausbreitungsweg dürften daher weder verkehrstechnisch 

noch städtebaulich umsetzbar sein. 

 

Anpassung der Baugrenzen 

Im Vorfeld der schalltechnischen Untersuchung wurde darauf hingewiesen, dass die Lärmbelas-

tungen den geplanten Wohnnutzungen umso geringer ausfällt, je weiter die Baugrenzen von den 

angrenzenden Straßen abrücken. Diese Empfehlung wurde bei der Aufstellung des Bebauungs-

planes berücksichtigt. Die Baugrenzen orientieren sich am Bestand der vorhandenen Bebauung. 

Eine weitergehende Verschiebung der Baugrenzen nach Norden ist aufgrund der Grundstücksver-

hältnisse nicht möglich. Weitergehende Maßnahmen zur Pegelminderung durch eine Anpassung 

der Baugrenzen sind daher ausgeschöpft. 

 

Geschwindigkeitsreduzierung 

Eine Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf den angrenzenden Bundesstraße 

würde zu einer Minderung der Straßenverkehrslärmemissionen führen. Die Anordnung von Ge-

schwindigkeitsbeschränkungen liegt jedoch außerhalb des Einwirkungsbereiches der Bauleitpla-

nung. Auf der B 495 als Bundesstraße ist eine Geschwindigkeitsreduzierung im Zuge eines Bauleit-

planverfahrens nicht umsetzbar. 

 

Passive Schallschutzmaßnahmen 

Die Auslegung der passiven Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume erfolgt nach 

der aktuellen DIN 4109, Ausgabe 2018. Die Ableitung von Lärmpegelbereichen über den maß-

geblichen Außenlärmpegel wird nach der neuen DIN 4109 vorgenommen. Hierzu kann die nach-

folgende Tabelle aus der neuen DIN 4109 herangezogen werden: 
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Im vorliegenden Fall erfolgt eine Ableitung von Lärmpegelbereichen über die berechneten maß-

geblichen Außenlärmpegel nach obenstehender Tabelle. Die so ermittelten Lärmpegelbereiche 

sind in der folgenden Abbildung dargestellt. 

 

Quelle: Ing.-Büro Tetens 05.2026 

 

Die Lärmpegelbereiche sollten als zeichnerische Festsetzung im Bebauungsplan übernommen 

werden. Unabhängig der Lärmpegelbereiche ist nach DIN 4109 im gesamten Plangebiet mindes-

tens ein Schalldämm-Maß von 30 dB für die Fassaden schutzbedürftiger Bebauungen einzuhalten.  

 

Es ist zu beachten, dass sich aufgrund der Eigenabschirmung der Gebäude auf der der Hauptge-

räuschquelle abgewandten Gebäudeseite teilweise deutlich geringere Lärmpegelbereiche be-

rechnen, als in Abbildung 2 dargestellt.  

 

Schallgedämmte Lüftungen 

Bei dem Neubau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen wird das Überschreiten des 

Immissionsgrenzwertes der 16. BImSchV in der Nachtzeit als Indikator für den erforderlichen Einbau 

von schalldämmenden Lüftungseinrichtungen herangezogen. Der Grenzwert beträgt im vorliegen-

den Fall nachts 54 dB(A). Im vorliegenden Fall wird empfohlen, für Fenster von Schlaf- und Kinder-

zimmern an Fassaden mit einem Außengeräuschpegel von mehr als 50 dB(A) nachts den Einbau 

von schallgedämmten Lüftungsöffnungen oder einer Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage 

vorzusehen. Dies betrifft das gesamte Plangebiet. 

 

Wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen wird, dass aufgrund von Ge-

bäudeabschirmungen oder durch ähnliche Effekte für einzelne Räume nachhaltig ein geringerer 

Lärmpegel als 50 dB(A) vorliegt, kann für diese Räume dann auf den Einbau von schallgedämm-

ten Lüftungsöffnungen oder einer Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage verzichtet werden. 
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Anordnung der hausnahen Außenwohnbereiche 

Hinsichtlich der hausnahen Außenwohnbereiche ist festzustellen, dass an der nordöstlichen Bau-

grenze tagsüber der Orientierungswert aus dem Beiblatt der DIN 18005 überschritten wird. Die Über-

schreitung beträgt an der nordöstlichen Baugrenze 12 dB.  

 

Hinsichtlich der hausnahen Außenwohnbereiche ist festzustellen, dass an der südwestlichen Bau-

grenze tagsüber der Orientierungswert aus dem Beiblatt der DIN 18005 überschritten wird. Die Über-

schreitung beträgt an der südwestlichen Baugrenze 7 dB. In der Regel lassen sich hausnahe Au-

ßenwohnbereiche noch bis zu dem Grenzwert der 16. BImSchV für Mischgebiete, bzw. Urbane 

Gebiete von 64 dB(A) realisieren, bzw. scheint die Anordnung dieser bis zu diesem Grenzwert noch 

vertretbar. Andersherum sollten dann auch übergeordnete Gründe vorliegen, warum die hausna-

hen Außenwohnbereich nicht in Bereichen angeordnet werden können, in denen geringere Pegel 

vorherrschen, z. B. auf den der Hauptverkehrsstraßen abgewandten Gebäudeseiten oder in einem 

größeren Abstand zu den Hauptverkehrsstraßen. Bei der Abwägung muss jedoch auch beachtet 

werden, dass derartige Vorgaben in der Regel zu entsprechenden Einschränkungen in der Grund-

rissgestaltung und unerwünschten Verschattungseffekten führen. 

 

Im vorliegenden Fall wird aus im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung für das MU emp-

fohlen, die Anordnung von hausnahen Außenwohnbereichen bis zu einem Beurteilungspegel von 

64 dB(A) ohne weitere Kompensationsmaßnahmen zuzulassen. Dieser Pegel kann nur im nordöst-

lichen Teil des Plangebietes eingehalten werden. In der Praxis wird es dann so aussehen, dass die 

hausnahen Außenwohnbereiche nur auf der der Zentrumstraße und Bundesstraße abgewandten 

Gebäudeseite ohne Kompensationsmaßnahmen wie verglaste Loggien angeordnet werden kön-

nen. Auf die Anordnung von hausnahen Außenwohnbereichen an der südwestlichen Baugrenze 

(also in Richtung Zentrumstraße und Bundesstraße) ist dann zu verzichten, oder es sind entspre-

chende Maßnahmen, wie verglaste Loggien oder Wintergärten, zu treffen. 

 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung  

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Schalltechnischen Untersuchung und der dort genann-

ten Abwägungskriterien ist in der Planzeichnung eine Fachkarte Immissionsschutz mit den bei 

Schalldämmung der Außenbauteile zu beachtenden Lärmpegelbereichen (LBP) sowie eine tabel-

larische Zuordnung der Lärmpegelbereiche enthalten.  

 

Auf der Grundlage der in der Schalltechnischen Untersuchung (Ing.-Büro Tetens 05.2026) enthalte-

nen Empfehlungen für passive Schallschutzmaßnahmen sind für das Urbane Gebiet (MU) außer-

dem folgende textliche Festsetzungen aufgenommen worden:  

 

Innerhalb des Gebietes wird tags und nachts der Orientierungswert aus dem Beiblatt der DIN 18005 

durch Verkehrslärmimmissionen überschritten. Für Gebäude, die neu errichtet oder wesentlich ge-

ändert werden, gelten daher folgende Schallschutzanforderungen: 

 

Anforderungen an schutzbedürftige Räume und hausnahe Freibereiche Die Außenbauteile schutz-

bedürftiger Räume, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen, müssen je nach Lärm-

pegelbereich die Anforderungen an die Luftschalldämmung gemäß Abschnitt 7 der DIN 4109 Teil 

1, Ausgabe Januar 2018 einhalten. Mindestens ist für die Fassaden ein Bau-Schalldämmmaß von 

30 dB im Plangebiet einzuhalten. 

 

Weiterhin ist für Schlaf- und Kinderzimmer der Einbau von schallgedämmten Lüftungsöffnungen 

oder eine Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage vorzusehen. Auf den Einbau von schallge-

dämmten Lüftungsöffnungen oder eine Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage für Schlaf- 

und Kinderzimmer kann verzichtet werden, wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 

nachgewiesen wird, dass aufgrund von Gebäudeabschirmungen oder ähnlicher Effekte für ein-

zelne Räume nachhaltig ein Beurteilungspegel von ≤ 50 dB(A) nachts an der betroffenen Fassade 

vorliegt. 
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Für hausnahe Freibereiche (z. B. Terrassen, Balkone, Loggien) ist durch bauliche Ausbildung (Ge-

bäudestellung, Grundrissgestaltung, lärmabsorbierende Materialien oder in ihrer Wirkung vergleich-

bare Maßnahmen) sicherzustellen, dass ein Beurteilungspegel von 64 dB(A) tags eingehalten wird. 

 

Von den oben genannten Anforderungen kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, 

dass sich durch Abschirmeffekte oder Ähnliches geringere Lärmpegel ergeben. 

 

 

7. BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT  

 

Gemäß § 13 a BauGB gelten planungsbedingte Eingriffe im Rahmen eines Bebauungsplanes für 

die Innenentwicklung als vorhanden oder als bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig, 

sodass ein Ausgleich von Eingriffen nicht erforderlich ist. Im Verfahren nach § 13 a BauGB ist die 

Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2 a BauGB nicht erforderlich. Die zu erwartenden pla-

nungsbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft sind jedoch darzulegen, wobei die bereits zuläs-

sigen Eingriffe des Bebauungsplanes Nr. H 1 „Gemeindezentrum“ zu berücksichtigen sind. Darüber 

hinaus sind im Rahmen der Planung Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung von Eingrif-

fen darzustellen.  

 

Ziel der Bauleitplanung ist es, durch mit der Festsetzung des Urbanen Gebietes (MU) die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für eine im Stadtzentrum typische Nutzung aus Wohnen und Ge-

werbe zu schaffen. Dabei soll mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowohl ein Umbau 

des ehemaligen Kirchengebäudes für eine künftige Nutzung aus Wohnen und Gewerbe ermög-

licht als auch der Neubau eines sich in das Stadtbild einfügenden Wohn- und Geschäftshaues an 

diesem Standort zugelassen werden. 

 

 

7.1 Ermittlung und Bewertung planungsbedingter Eingriffe  

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Für das Plangebiet sind im April 2026 eine Biotoptypenkartierung nach dem „Kartierschlüssel für 

Biotoptypen in Niedersachsen (Drachenfels 2021) durchgeführt worden.  

 

Das Plangebiet umfasst den Standort der ehemaligen Neuapostolischen Kirche (ONZ). Das ehe-

malige Kirchengebäude stellt sich als eingeschossiger Flachdachbau mit darüber hinausragen-

dem Aufbau mit Satteldach dar. Des Weiteren sind im Südwesten und Süden des Grundstücks 

noch umfangreiche befestigte Stellplatzflächen einschl. der Zufahrt vorhanden. Hinzutreten Zier-

grünareale mit Beeten (v. a. kleine Krüppelkiefern, Cotoneaster, weitere Ziersträucher) und arten-

arme Rasenflächen (ER/ GRA). Am nordwestlichen und nordöstlichen Rand des Plangebietes 

finden sich Siedlungsgehölze (HSN) aus überwiegend nicht standortgerechten Nadelbäumen 

und Sträuchern (z. B. Thuja, Scheinzypresse, Kirschlorbeer, Fichte, Sommerflieder, Tanne) und 

nicht heimischen Spätblühenden Traubenkirschen. Vereinzelt kommen Laubbäume (z. B. Zitter-

pappeln, kleinere Ahornschösslinge). Insgesamt ist den anthropogen geprägten Biotope und 

den versiegelten Flächen nur eine geringe bis sehr geringe Bedeutung für Arten und Lebensge-

meinschaften zuzuordnen. Hervorzuheben sind eine einzelne markante Stieleiche im Südosten 

des Plangebietes sowie eine Goldulme vor dem Kirchengebäude.   
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Das Plangebiet ist im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. H 1 „Gemeindezentrum“ als Fläche 

für den Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung „Kirche“ festgesetzt. Zulässig ist eine Bebauung mit 

einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,50, die aufgrund der im Jahr 1977 geltenden Baunutzungs-

verordnung durch Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, Terrassen, Loggien, Balkone sowie im Bau-

wich zulässige bauliche Anlagen (z. B. Zufahrten) bis zur Vollversiegelung überschritten werden darf. 

Insofern ergeben sich mit der geplanten Änderung der Art der baulichen Nutzung in ein Urbanes 

Gebiet (MU) keine wesentlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Arten und Lebensgemein-
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schaften. Grünflächen oder Festsetzungen zum Baumerhalt sind im Ursprungsplan für das Plan-

gebiet nicht vorgesehen worden.  

 

Mögliche bauliche Erweiterungen im Rahmen einer Umnutzung des Bestandsgebäudes oder 

Flächeninanspruchnahmen bei der Errichtung eines Neubaus würden zudem nur Biotope mit 

geringer bis sehr geringer ökologischer Wertigkeit betreffen, sodass keine erheblichen Beein-

trächtigungen des Schutzgutes Arten und Lebensgemeinschaften zu erwarten sind. Die mar-

kante Eiche im Südosten sowie die Ulme vor dem Kirchengebäude werden zudem erhalten. Die 

Nutzung der vorhandenen Grundstückszufahrt und der Stellplätze ist überdies nicht mit Eingriffe 

verbunden.  

 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Stadtzentrum sowie den Störungen, die sich durch die 

Verkehrsbewegungen auf angrenzenden Straßen und die Nutzungen auf benachbarten Grund-

stücken (Gewerbe, soziale Einrichtung) ergeben, setzt sich die Vogelgemeinschaft ganz überwie-

gend aus einem breiteren Spektrum weit verbreiteter und im Bestand nicht gefährdeter Arten zu-

sammensetzt. Dazu gehören Ringeltaube, Zilpzalp, Amsel, Kohl- und Blaumeise, Rotkehlchen, 

Zaunkönig, Kleiber und Gimpel sowie weitere Singvogelarten. 

  

Angesichts der innerörtlichen Lage und der nicht unerheblichen Störungen/ Beunruhigungen sind 

typische Bodenbrüter des Offenlandes, wie die Arten Kiebitz, Feldlerche, Wachtel aufgrund ihres 

Meidungsverhaltens zu vertikalen Strukturen und ihrer Störungsempfindlichkeit gegenüber Bewe-

gungen im Bereich des Plangebietes und der unmittelbaren Umgebung nicht zu erwarten. 

 

Bei einer Inaugenscheinnahme der Bäume im Rahmen der Biotoptypenkartierung konnten keine 

als Quartiere und Nisthöhlen geeigneten Asthöhlen oder Spalten für Fledermäuse oder Höhlenbrü-

ter festgestellt werden. Das im Plangebiet existierende ehemalige Kirchengebäude stellt aufgrund 

der Baukonstruktion und des Erhaltungszustandes keine potenzielle Fledermauslebensstätte für Ge-

bäude bewohnende Fledermäuse dar.  

 

Dem Entstehen artenschutzrechtlicher Konflikte nach § 44 BNatSchG hinsichtlich des potenziellen 

Vorkommens von Brutvögeln und Fledermäusen wird durch artenschutzrechtliche Vermeidungs-

vorkehrungen (z. B. Festlegung von Zeiträumen für Gehölzbeseitigungen) entgegengewirkt.  

 

Im Plangebiet sind weder Natur- u. Landschaftsschutzgebiete, Naturparkflächen, geschützte 

Landschaftsbestandteile noch besonders geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG vorhanden. 

Darüber hinaus existieren weder Biotope der „Erfassung für den Naturschutz wertvollen Bereiche“ 

(LRP Landkreis Cuxhaven 2000, Umweltkarten Niedersachsen 2026). Der Änderungsbereich liegt 

nicht in einem FFH-Gebiet, einem Europäischen Vogelschutzgebiet, einem Feuchtgebiet von 

internationaler Bedeutung oder einem Gemeinschaftlich bedeutsamen Vogellebensraum (Um-

weltkarten Niedersachsen 2026). 

 

Schutzgut Boden 

Im Plangebiet kommen laut NIBIS-Kartenserver (LBEG 2026) sandige Podsolböden vor, die nicht als 

seltene oder schutzwürdige Böden eingestuft sind. Bedingt durch die vorhandene Bebauung und 

die Versiegelungen sowie der Nutzungsstrukturen sind nur stark überprägende Böden mit erheblich 

veränderten Bodenfunktionen vorhanden. 

 

Mit der Umwandlung der im rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. H 1 festgesetzten Ge-

meinbedarfsfläche in ein Urbanes Gebiet sind keine über das bereits zulässige Maß hinausge-

henden Eingriffe in den Boden zu erwarten, da der Ursprungsbebauungsplan eine vollständige 

Versiegelung zulässt. Die Nutzung vorhandener versiegelten Flächen, Zufahrten, Stellplätze und 

Straßen stellt keinen Eingriff dar.  

 

Es werden planungsbedingt keine naturnahen, seltenen oder schutzwürdigen Böden mit beson-

derer Naturnähe betroffen. Böden mit naturgeschichtlicher bzw. kulturhistorischer Bedeutung 

oder Böden mit besonderen Standorteigenschaften werden nicht in Anspruch genommen. 
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Schutzgut Wasser 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Siedlungsbereich einerseits sowie der vorhandenen und 

aufgrund des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes bereits zulässigen Bebauung andererseits, 

sind planungsbedingt keine erheblich negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu er-

warten. Das auf den privaten Grundstücken anfallende Oberflächenwasser wird analog zum 

rechtsverbindlichen Bebauungsplan der Regenwasserkanalisation zugeführt. Durch eine Regen-

rückhaltung auf den privaten Grundstücksflächen können Schäden durch Starkregenereignisse 

vermieden und vermindert werden. 

 

Fließ- und Stillgewässer sind durch die Planung nicht betroffen. Das Plangebiet liegt nicht in einem 

Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet.  

 

Schutzgut Klima 

Das Plangebiet weist aufgrund der Lage innerhalb des Siedlungsbereiches und der Nutzungs-

strukturen keine besondere Bedeutung für Kalt- und Frischluftentstehung auf. Da der rechtsver-

bindliche Bebauungsplan bereits eine umfangreiche Bebauung und Versiegelung zulässt, sind 

planungsbedingt keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten sind. Dies 

auch unter dem Aspekt, dass Grünflächen und Baumpflanzungen bzw. Baumerhalte im Ur-

sprungsbebauungsplan nicht vorgesehen sind.  

 

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild  

Das Plangebiet sowie die Umgebung wird durch die Lage im Innenstadtbereich mit heterogenen 

Bebauung- und Nutzungsstrukturen sowie gut ausgebauten Straßen mit hoher Verkehrsfrequentie-

rung geprägt. Das Gebäude der ehemaligen Neuapostolischen Kirche mit seinem Flachdachbau 

und den darüber hinausragenden spitzgiebeligen Aufbau ist im Wesentlichen von der Zentrum-

straße aus wahrnehmbar, da hier nur kleinere Sträucher und Ziergrün den Blick begrenzen. Ansons-

ten sind die Grundstücksgrenzen durch Gehölzstrukturen eingebunden. Es kommen allerdings 

überwiegend nicht heimischen Bäume und Sträucher vor, sodass keine besondere Bedeutung für 

das Stadtbild festzustellen ist. Die markante großkronige Eiche im Süden sowie eine auffallende 

Goldulme stellen jedoch ein ortsbildprägende Element dar. Laut dem Bewertungsmaßstab der 

Karte "Charakterisierung und Bewertung des Landschaftsbildes" (Fortschreibung des Landschafts-

rahmenplanes Landkreis Cuxhaven 2013) weist der Bereich des Plangebietes eine geringe Bedeu-

tung für das Landschaftsbild auf.  

 

Mit dem Umbau des im Plangebiet noch vorhandenen Bestandsgebäudes oder einem Neubau 

eines Wohn- und Geschäftshauses wird sich das Ortsbild verändern. Im Hinblick auf die vorhande-

nen urban geprägten Siedlungs- und Nutzungsstrukturen in der Umgebung sind erhebliche Beein-

trächtigungen des Stadtbildes jedoch nicht zu erwarten. Hierzu tragen auch die Festsetzungen zur 

Geschossigkeit und zur zulässigen Gebäudehöhe bei. Um negativen Auswirkungen auf das Stadt-

bild zu vermeiden, ist der Erhalt der markanten Eiche im Süden und einer Ulme vor dem Bestands-

gebäude vorgesehen. 

 

Schutzgut Mensch 

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch den von den angrenzenden Straßen 

ausgehenden Verkehrslärm werden planungsbedingt durch die vorgesehenen Schallschutz-

maßnahmen vermieden.    

 

Bau- und Bodendenkmale sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.  

 

Schutzgut Fläche 

Durch die Nutzung innerstädtischer Flächenpotenziale sowie bereits bebaubarer Flächen wird ei-

nem Flächenverbrauch im Außenbereich entgegengewirkt.  
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7.2 Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen von Na-

tur und Landschaft 

 

Nachfolgend werden unter Berücksichtigung der zu erwartenden Umweltauswirkungen der Pla-

nung geeignete Vorkehrungen zur Vermeidung und zur Verminderung der Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft beschrieben:  

• Nutzung des im Siedlungsbereiches vorhandene Flächenpotenzials - Ziel: Vermeidung eines 

Flächenverbrauches im Außenbereich 

• Festlegung einer nutzungs- und ortsbildgerechten Gebäudehöhe, Geschossigkeit und Bau-

weise - Ziel: Vermeidung von Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes  

• Ausschluss von ungenutzten Schotter- und Kiesgärten auf den privaten Grundstücksflächen - 

Ziel: Erhalt von Lebensräumen für heimische Tier- und Pflanzenarten 

• Erhalt einer markanten Eiche sowie einer weiteren Ulme - Ziel: Vermeidung von Auswirkungen 

auf das Stadtbild, Erhalt von Lebensgrundlagen für heimische Tier- und Pflanzenarten 

• Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange (z. B. Gehölzbeseitigung nur im zulässigen 

Zeitraum nach BNatSchG, Schutz zu erhaltender Bäume vor Beeinträchtigungen - Ziel: Vermei-

dung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG 

 

Zum Schutz des Bodens vor Beeinträchtigungen wird gemäß § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz vor-

sorglich darauf hingewiesen, dass der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtungen 

auf dem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaf-

fenheit führen können, verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenverände-

rungen zu treffen.  

 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 

sowie wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Es gilt ein generell scho-

nender Umgang mit dem Boden gemäß DIN 18915 Bodenarbeiten und DIN 19639 Bodenschutz 

bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben während der Bauausführung. 

 

Dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen sollte im Rahmen der Baumaßnahmen außerdem 

durch geeignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberboden, kein Vermischen von 

Böden unterschiedlicher Herkunft, Vermeidung von Verunreinigungen, schichtentreuer Auf- und Ab-

trag) entgegengewirkt werden.  

 

Artenschutzrechtliche Betrachtung  

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die gemeinschaftsrechtlich geschützten Ar-

ten nach Anhang IV der FFH-RL sowie europäische Vogelarten i.S. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie 

(VRL). Diese Arten stehen gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG unter besonderem Schutz; es ist verboten,  

 

„1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-

digen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzung-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 

stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 

der lokalen Population einer Art verschlechtert.  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffs-

verbote).“ 

 

Gemäß § 44 Absatz 5 Satz 2 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG (Verbot der Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und im Hinblick 
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auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das 

Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von 

dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang wei-

terhin erfüllt wird. Gleiches gilt für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b 

der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten. 

  

Für das Plangebiet liegen keine Hinweise hinsichtlich des Vorkommens gefährdeter oder besonders 

geschützter Vögel vor. Im Plangebiet sind keine besonders oder streng geschützten Pflanzenarten 

festgestellt worden, sodass planungsbedingt weder eine Schädigung noch eine Zerstörung dieser 

Pflanzen und ihrer Standorte zu erwarten ist. Mit dem Erhalt von zwei Laubbäumen bleiben poten-

zielle Lebensraumfunktionen für heimische Tiere bestehen. 

 

Des Weiteren sollten folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsvorkehrungen beachtet werden: 

 

 Gehölzbeseitigungen sollten auf das notwendige Minimum reduziert werden.  

 

 Gehölzbeseitigungen dürfen gemäß den Zeitvorgaben des § 39 Abs. 5 BNatSchG nur im 

Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 28./29. Februar und damit außerhalb der Haupt-

brutzeit von Vögeln durchgeführt werden. 

 

  Während der gesamten Zeit der Bautätigkeiten ist der Schutz zu erhaltender Gehölze gemäß 

DIN 18920 (Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen) im baustellennahen Bereich zu gewährleis-

ten (u. a. Schutz vor mechanischer Beschädigung von Baumkronen, Rinden und Wurzeln durch 

Geräte und Baufahrzeuge).  Baufahrzeuge und Baumaterialien sollten daher möglichst nur im Be-

reich der Bauflächen oder in benachbarten befestigten Flächen abgestellt werden.  

 

 Bei der Planung und Errichtung von Photovoltaikanlagen sind vorhandene Gehölze zu be-

rücksichtigen. Nicht als zulässige Pflegemaßnahmen gem. § 39 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) gilt die Entnahme oder die Einkürzung von Bäumen und Sträuchern mit dem Zie l, 

die Verschattung von Photovoltaikanlagen zu reduzieren. 

 

 Es ist ferner zu empfehlen, dass während der Bauzeit keine unnötigen Tierfallen (beispielsweise 

ebenerdige steile Schächte, nach oben offene Rohre etc.) ent- bzw. bestehen sollten, um Indivi-

duenverluste oder ungeplante Brutstätten im Baubereich zu vermeiden.  

 

Grundsätzlich gilt: Aufgrund der artenschutzrechtlichen Vorgaben der §§ 39 und 44 Bundesnatur-

schutzgesetzes (BNatSchG) vor Beginn der Baumaßnahmen, vor der Durchführung von Baumbe-

seitigungen sowie vor dem Abriss von Gebäude bzw. Gebäudeteilen auszuschließen, dass arten-

schutzrechtliche Bestimmungen verletzt werden und es zu verbotenen Handlungen gemäß § 44 

Abs. 1 BNatSchG kommt. Ist nicht auszuschließen, dass Habitate besonders oder streng geschütz-

ter Arten betroffen werden, so ist unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises 

Cuxhaven zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

 

Unter der Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen sowie der Vermeidungsvorkehrungen 

ist im Hinblick auf die Anforderungen der §§ 39 und 44 BNatSchG von einer artenschutzverträgli-

chen Umsetzung der Planung auszugehen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände werden so-

mit nach § 44 BNatSchG nicht ausgelöst. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass aufgrund der 

Vergleichbarkeit mit umliegenden Biotopstrukturen bei einer Umsetzung der Planung die ökologi-

sche Funktionsfähigkeit im räumlichen Zusammenhang weiterhin gewahrt ist.  

 

 

8. BELANGE DER DENKMALPFLEGE  

 

Baudenkmale 

Alle im Plangebiet und der näheren Umgebung existierenden baulichen Anlagen stehen nicht 

unter Denkmalschutz gemäß dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz (NDSchG).  
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Archäologische Denkmalpflege 

Zur Berücksichtigung der Belange der Archäologischer ist nachfolgender Hinweis zu beachten:  

 

Sollten bei den geplanten Bau- u. Erdarbeiten ur- o. frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: 

Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkon-

zentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) angeschnitten werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des 

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetztes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Archäologischen 

Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven unverzüglich angezeigt werden. Meldepflichtig ist der Finder, der 

Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde u. Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis 

zum Ablauf v. 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen. 

 

 

9. ALTABLAGERUNG UND ALTSTANDORTE, KAMPFMITTELERKUNDUNG  

 

Altablagerungen und Altstandorte 

Im Niedersächsischen Umweltportal (NUMIS 2026) sind für das Plangebiet weder Altablagerungen 

noch Verdachtsflächen für das Vorkommen von Rüstungsaltlasten verzeichnet. 

 

Der Stadt Hemmoor sind für den Bereich des Plangebietes keine Altablagerungen und Altstand-

orte bekannt. Sollten bei Bau- und Erschließungsmaßnahmen Hinweise auf schädliche Boden-

veränderungen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) gefunden werden, ist 

unverzüglich der Landkreis Cuxhaven als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren. 

 

Kampfmittelerkundung 

Es kann generell nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungsbereich 

vorliegt. Bei Baumaßnahmen wird zur Gefährdungsabschätzung daher empfohlen, die Flächen 

vorab durch eine entsprechende Luftbildauswertung zu überprüfen – eine Verpflichtung dazu be-

steht jedoch nicht.  

 

Unabhängig davon gilt grundsätzlich: Treten verdächtige Gegenstände oder Bodenverfärbungen 

auf, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen, Polizei, das Ordnungsamt, Feuer-

wehrleitstelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN – Regionaldirektion Hameln-Han-

nover sind zu benachrichtigen. 

 

 

10. VER- UND ENTSORGUNG, BAUGRUND 

 

Energieversorgung 

Die Energieversorgung des Plangebietes ist über den Anschluss an das Strom- und Gasnetz sicher-

gestellt. Träger der Energieversorgung ist die EWE Netz GmbH. 

 

Sollte der Grundversorger künftig keine Gasversorgung mehr vorsehen, müssen die Grundstücksei-

gentümer die Wärmeversorgung dezentral auf den jeweiligen Baugrundstücken über Anlagen für 

die Nutzung und Speicherung alternativer oder regenerativer Energien (z. B. Solarenergie, Geother-

mie, Erdwärme, Wärme-Tauscher, Elektroheizung) sicherstellen. Zeiträume mit Verbrauchsspitzen 

oder Minder-Produktion regenerativer Energie können über die Stromversorgung abgefangen wer-

den. Die EWE Netz GmbH sollte außerdem informiert werden, wenn ein wärmetechnisches Versor-

gungskonzept umgesetzt wird.   

 

Im Plangebiet sowie der näheren Umgebung können sich Versorgungsleitungen (Strom, Gas) der 

EWE Netz GmbH befinden. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen des zu-

ständigen Versorgungsunternehmens zu entnehmen und vor Baubeginn vor Ort zu erkunden. 

Vorhandene Versorgungsleitungen (Strom, Gas) sind zu erhalten. 

 

Bei privaten Baumaßnahmen sind für die Ergänzung oder Änderung von Versorgungsleitungen auf 

den privaten Grundstücken entsprechende Anträge an den Versorgungsträger oder Anbieter zu 

stellen. 
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Im Rahmen von Baumaßnahmen ist ferner sicherzustellen, dass vorhandene Versorgungsleitungen 

(Strom, Gas) nicht beeinträchtigt oder beschädigt werden. In diesem Zusammenhang wird darauf 

hingewiesen, dass die für die Versorgung des Baugebietes notwendigen Versorgungsleitungen un-

ter Berücksichtigung der maßgeblichen technischen Vorschriften bzw. Regelwerke und in Abstim-

mung mit dem Versorgungsträger zu errichten sind. Grundlage für die Leitungstrasse ist die DIN 

1998 „Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen“. Die Leitungstrasse ist so 

zu planen, dass die geforderten Mindestabstände gemäß den VDE- und DVGW-Regelwerken ein-

gehalten werden. Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und 

Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 eine Mindestbreite von ca. 1,60 m aufweisen sollten. 

Sofern die Installation einer zusätzlichen Trafostation erforderlich wird, sollte ein geeigneter Stations-

platz rechtzeitig mit der EWE Netz GmbH abgestimmt werden. Die Kabelschutzanweisung des Ver-

sorgungsunternehmens ist zu beachten. Gleiches gilt für die Änderung oder die Anpassung der 

Anlagen. 

 

Darüber hinaus sind Oberflächenbefestigungen im Bereich von Versorgungsleitungen so zu planen 

und auszuführen, dass die Herstellung von Hausanschlüssen, Störungsbeseitigungen, Rohrnetzkon-

trollen usw. problemlos möglich sind. Eine eventuelle Bepflanzung darf nur mit flachwurzelnden 

Gehölzen ausgeführt werden, um eine Beschädigung der Versorgungsleitungen auszuschließen. 

 

Zur Koordination mit den Baumaßnahmen anderer Versorgungsträger, sollte die EWE Netz GmbH 

frühzeitig beteiligt werden. 

 

Telekommunikation 

Die fernmeldetechnische Versorgung des Planbereiches erfolgt über die Deutsche Telekom Tech-

nik GmbH, die Deutsche Glasfaser GmbH oder die EWE Netz GmbH. 

 

Im Plangebiet und der Umgebung können sich Telekommunikationsleitungen der Versorgungsun-

ternehmen befinden. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen des zuständi-

gen Versorgungsunternehmens zu entnehmen und vor Baubeginn vor Ort zu erkunden. Im Rah-

men von Baumaßnahmen ist grundsätzlich sicherzustellen, dass vorhandene Telekommunikati-

onsleitungen nicht beschädigt oder beeinträchtigt werden. Die Kabelschutzanweisungen der 

Versorgungsunternehmen sind zu beachten. Gleiches gilt für die Änderung oder die Anpassung 

der Anlagen. 

 

Bei Baumaßnahmen sind für die Ergänzung oder Änderung von Telekommunikationsleitungen auf 

den privaten Grundstücken des Plangebietes entsprechende Anträge an die Versorgungsträger 

oder Anbieter zu stellen.  

 

Zur Koordination mit Baumaßnahmen anderer Versorgungsträger, sollten die Bau- und Erschlie-

ßungsmaßnahmen frühzeitig mit den Versorgungsträgern abgestimmt werden. 

 

Bei Baumpflanzungen sollte das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsor-

gungsanlagen" (FGSV, Ausgabe 2013) beachtet werden.   

 

Oberflächenwasserbewirtschaftung 

Das im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser wird wie bisher der Regenwasserkanalisation zu-

geführt. Mit Blick auf die im Plangebiet vorhandene Bebauung sowie den zulässigen Versiegelungs-

grad laut des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. H ist nicht mit einer übermäßigen Erhöhung 

des Oberflächenwasseranfalls zu rechnen. Gleichwohl sollten auf der privaten Grundstücksfläche zur 

Vermeidung bzw. Verringerung von Schäden durch Starkregenereignisse davon unabhängig, geeig-

nete technische Maßnahmen zur Regenrückhaltung und -versickerung mit einem Fassungsvermö-

gen von mind. 2 m³ auf den privaten Grundstücksflächen vorgehalten werden. Die Nutzung zur Be-

wässerung von Grünflächen oder als Brauchwasser ist davon unberührt.  

 

In den nachfolgenden wasserrechtlichen Antragsverfahren sind die erforderlichen Nachweise für 

die ordnungsgemäße Oberflächenwasserentsorgung zu erbringen sowie die vorgeschriebenen 

Einleitungsbewilligungen und Genehmigungen bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Cuxhaven einzuholen.   
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Trinkwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist durch den Anschluss des Plangebietes an das vorhandene Trink-

wasserleitungsnetz gewährleistet. Träger der Trinkwasserversorgung ist der Wasserverband Wingst.  

 

Löschwasserversorgung 

Für die Löschwasserversorgung stehen in räumlicher Nähe des Plangebietes an Straße „Am Schul-

zentrum“/ Ecke „Am Zentrum“ ein Hydrant DN 80 und im Bereich Zentrumstraße/ Ecke „Am Zentrum“ 

ein Überflurhydrant DN 200 zur Verfügung.  

 

Sollte für die Sicherung der Löschwasserversorgung des Plangebietes die Installation einer weiteren 

Löschwasserentnahmestelle erforderlich sein, sind der Standort sowie die notwendige Entnahme-

kapazität mit der örtlichen Feuerwehr und den zuständigen Behörden abzustimmen. 

 

Abwasserentsorgung 

Die Entsorgung des anfallenden Abwassers erfolgt über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation 

mit Anschluss an die Kläranlage der Samtgemeinde Hemmoor.  

 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung fällt in den Zuständigkeitsbereich des Landkreises Cuxhaven und wird durch 

diesen bzw. dessen Auftragnehmern sichergestellt.  

 

Baugrund 

Nach Angaben des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie - LBEG - (NIBIS 2026) finden 

sich im Untergrund des Plangebietes keine löslichen Gesteine (z. B. Kalkstein, Salz, Gips), sodass 

keine Erdfallgefahr besteht. Bei Bauvorhaben kann daher auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen 

bezüglich der Erdfallgefährdung verzichtet werden.  

 

Im Plangebiet steht nach Auskunft des LBEG (NIBIS 2026) gut tragfähiger Baugrund mit nicht he-

bungs- und setzungsempfindlichen Lockergesteinen an. Dennoch ist es zu empfehlen, bei Bau-

vorhaben die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen einer Baugrunduntersuchung zu 

prüfen und festzulegen. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 

Vorgaben der hierfür rechtsgültigen DIN-Normen zu beachten. Vorabinformationen zum Baugrund 

können dem Internet-Kartenserver des LBEG entnommen werden. 

 

Zum Schutz des Bodens wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Bundes-Boden-

schutzgesetz der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtungen auf dem Grundstück 

durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, 

verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die 

durch die Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden 

können.  

 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 

sowie wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Es gilt ein generell scho-

nender Umgang mit dem Boden gemäß DIN 18915 Bodenarbeiten und DIN 19639 Bodenschutz 

bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben während der Bauausführung. 

 

Dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen sollte im Rahmen der Baumaßnahmen durch ge-

eignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberboden, kein Vermischen von Böden un-

terschiedlicher Herkunft, Vermeidung von Verunreinigungen, schichtentreuer Auf- und Abtrag) ent-

gegengewirkt werden.  

 

Laut der Themen- und Auswertungskarte "Bergbau" des Nieders. Bodeninformationssystems (NIBIS-

Kartenserver) des LBEG 2026 hat das Plangebiet keine Bedeutung für den Bergbau. Es existieren 

im Plangebiet und der Umgebung weder Bergbaurechte, Bewilligen nach Bundesberggesetz 

(BBergG) noch Altverträge, Erlaubnisse zur Suche nach Bodenschätzen oder Bergwerkseigentum. 
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Das Plangebiet liegt laut der Rohstoffsicherungskarte (LBEG 2026) weder im Bereich einer Lager-

stätte 1. oder 2. Ordnung noch in einem Gebiet mit potenziell wertvollen Rohstoffvorkommen. 

 

 

11. BODENORDNUNG  

 

Bodenordnerische Maßnahmen sind zur Realisierung dieses Bebauungsplanes nicht erforderlich.  

 

 

12. VERFAHREN  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am ………… den Aufstellungsbeschluss gemäß 

§ 2 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum“ gefasst und beschlos-

sen, den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. H 107 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 

Der Bebauungsplan wird im Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt.  

 

Für den Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum“ der Stadt Hemmoor ist die öffentliche 

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13 a BauGB in der Zeit vom …………… bis ………….. 

durchgeführt worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB beteiligt worden.  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat den Bebauungsplan Nr. H 107 "Dienstleistungszentrum“ nach Prü-

fung der Stellungnahmen in seiner Sitzung am ……… als Satzung beschlossen.  

 

Hemmoor, den ....................... 

 

 

 

          …….......................................                                    ..........................................                                     

                     Bürgermeisterin                  Stadtdirektor                                                                

 

 

 

erarbeitet durch:       PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR 

Am Heuberg 22 

21755 Hechthausen 

E-Mail: planungsbuero.doerr@t-online.de 

Tel:     04774-991153 

www.planungsbuero-doerr.de 

 

 

Hechthausen, den  
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13. ANHANG  

 

• Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. H 107 „Dienstleistungszentrum“, Hemmoor (Auszug)  

• Planzeichenerklärung  

• Textliche Festsetzungen, Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen 

• Anpassung des Flächennutzungsplanes nach § 13 a abs. 2 BauGB im Zuge der Berichtigung 

• Schalltechnische Untersuchung für die Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Umnutzung der 

ehem. Neuapostolischen Kirche in Hemmoor (Ing.-Büro Tetens, 05.2026) 

 

  

 













 


